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Benedikt XVI. sprach vor dem Bundestag

Im Rahmen seines Staatsbesuchs in

Deutschland vom 22. bis 25. September be-

suchte seine Heiligkeit Papst Benedikt XVI.

auch den Deutschen Bundestag und sprach

im Plenarsaal zu den Abgeordneten.

Bundestagspräsident Norbert Lammert hatte

das Oberhaupt der katholischen Kirche und des

Staates Vatikanstadt mit Zustimmung aller Frak-

tionen eingeladen, im deutschen Parlament eine

Rede zu halten. Nach den Begrüßungsworten

des Präsidenten sprach Benedikt etwa eine hal-

be Stunde lang.

In der 62-jährigen Geschichte des Deutschen

Bundestages ist er das 13. amtierende auslän-

dische Staatsoberhaupt, das eingeladen wurde,

zu den Abgeordneten zu sprechen. Die „histori-

sche Bedeutung" dieses Besuches hatte der

Bundestagspräsident bereits im Vorfeld betont.

In allen Fraktionen gebe es einen „ganz breiten

Konsens", so Lammert, dass die „seltene und zu

unser aller Lebzeiten vermutlich auch nicht wie-

derholbare Gelegenheit, einen deutschen Papst

in der deutschen Hauptstadt begrüßen zu kön-

nen, auch durch eine Einladung, vor dem Deut-

schen Bundestag zu sprechen, begleitet werden

sollte". Dass Benedikt XVI. die Ökumene in

Deutschland ein „besonders wichtiges Anliegen"

ist, hatte Lammert im Anschluss an eine Privat-

audienz im Vatikan am 30. Mai betont. Gemein-

sam mit Bundestagsvizepräsidentin Katrin Gö-

ring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen) war

Lammert nach Rom gereist, um mit dem Papst

über die bevorstehende Deutschlandreise zu

sprechen. Lammert hatte Frau Göring-Eckardt,

die ebenfalls Präses der Synode der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland ist, gebeten, ihn zu

begleiten, „um auf diese Weise deutlich zu ma-

chen, dass auch und gerade aus der Perspekti-

ve des Deutschen Bundestages sich ein sehr

starker Akzent der Erwartung auf das Thema

Ökumene richtet", sagte er. Im Anschluss an

seine Ansprache im Deutschen Bundestag traf

der Papst auch mit Vertretern der jüdischen

Gemeinde zusammen. Am Abend seines ersten

Besuchstages in Deutschland hielt er vor 70.000

Besuchern bei der Feier der Heiligen Messe im

Berliner Olympiastadion die Predigt.

Die Beauftragte für Kirchen und Religionsge-

meinschaften der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Maria Flachsbarth, betonte,

dass Deutschland ein weitgehend christlich ge-

prägtes Land sei, in dem die katholische Kirche

jedoch unter Vertrauensverlust leide. Sie äußer-

te die Hoffnung, dass der Papstbesuch eine

Gelegenheit sei, neues Vertrauen zu schaffen.

Fragen der Religionsfreiheit, insbesondere der

Lage bedrängter und verfolgter Christen in aller

Welt, hatte sich die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion bereits zum Auftakt der Sit-

zungswoche des Deutschen Bundestages und

des Deutschland-Besuchs von Papst Benedikt

XVI. an diesem Montag auf einem stark besuch-

ten Kongress gewidmet. Die Unionsfraktion be-

schäftigt sich seit mehreren Jahren mit dem

Thema Religionsfreiheit und engagiert sich für

bedrängte und verfolgte Christen. Auf dem Kon-

gress schilderten Geistliche aus Nigeria, Indien

und Syrien die Situation der Christen in ihren

Regionen. Der Vorsitzende der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion Volker Kauder erklärte:

„Gemeinsam mit den beiden großen christlichen

Kirchen können wir die Situation bedrängter und

verfolgter Christen in vielen Teilen der Welt ver-

bessern. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird

sich auch weiter auf diesem Feld engagieren

und Christen in aller Welt beistehen.“
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Reform der Arbeitsmarktpolitik fortgesetzt

Der deutsche Arbeitsmarkt entwickelt sich weiter

äußerst positiv. Die Zahl der Arbeitslosen ist in

den vergangenen Monaten unter die 3-Millionen-

Marke gesunken. Zum ersten Mal wird nach

einer Wirtschaftskrise auch ein deutlicher Rück-

gang der Langzeitarbeitslosigkeit verzeichnet.

Insbesondere für Menschen, die bislang auf

dem Arbeitsmarkt geringe Chancen hatten, ist

das ein großartiger Erfolg.

Angesichts der aktuellen Warnungen vor einer

Abkühlung der weltweiten Konjunktur dürfen die

Anstrengungen, gerade Langzeitarbeitslose

wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren, nicht

nachlassen. Daher geht die christlich-liberale

Koalition nach der Reform der Jobcenter in die-

sem Herbst das nächste große Projekt an. Ziel

des „Gesetzes zur Verbesserung der Eingliede-

rungschancen am Arbeitsmarkt“ ist es, die För-

derinstrumente noch wirkungsvoller einsetzen

zu können, um zielgerichteter unterstützen zu

können. Gleichzeitig wird in der Grundsicherung

für Arbeitsuchende der Bereich der öffentlich

geförderten Beschäftigung neu geordnet. Eine

gute Arbeitsmarktpolitik verlangt, Arbeitssu-

chende mit genau der Maßnahme zu unterstüt-

zen, die der individuellen Situation am besten

entspricht. Deshalb verschafft das neue Gesetz

vor allem mehr Entscheidungsfreiheit vor Ort.

Hintergrund: War bis 2005 eine steigende So-

ckelarbeitslosigkeit ein typisches deutsches Ar-

beitsmarktphänomen, so hat sich in den vergan-

genen fünf Jahren die Zahl der Langzeitarbeits-

losen nahezu halbiert: von 1,7 Millionen auf

886.000 im Juni 2011. Damit waren im Juni

2011 ein Drittel der Arbeitslosen langzeitarbeits-

los.

Anti-Terror-Regelungen verlängert

Deutschland steht auch zehn Jahre nach dem

11. September 2001 weiterhin im Fadenkreuz

des internationalen Terrorismus. Am 2. März

2011 wurde auf dem Frankfurter Flughafen der

erste islamistische Anschlag auf deutschem

Boden verübt. Mehrere Anschläge wie jene der

„Kofferbomber“, der „Sauerlandgruppe“, der

„Düsseldorfer Zelle“ sowie jüngste Anschlags-

planungen in Berlin wurden verhindert. Die

christlich-liberale Koalition setzt alles daran, die

Menschen in Deutschland vor Anschlägen zu

schützen. Oberstes Ziel ist es, terroristische

Strukturen zu erkennen und zu zerstören. Des-

halb wurden in dieser Woche drei wichtige Vor-

haben im Deutschen Bundestag beraten: Durch

das „Gesetz zur Änderung des Bundes-

verfassungsschutzgesetzes“, mit dem der Groß-

teil der Anti-Terror-Regelungen um weitere vier

Jahre verlängert wird, bleiben alle Terrorismus-

abwehrbefugnisse der Nachrichtendienste des

Bundes, die sich als unverzichtbar erwiesen

haben, erhalten. Das „Gesetz zur Errichtung

einer Visa-Warndatei und zur Änderung des

Aufenthaltsgesetzes“ ist von zentraler Bedeu-

tung für die Bekämpfung des Visamissbrauchs

und des internationalen Terrorismus. Es ergänzt

die im Visumverfahren bereits bestehenden

Prüfmöglichkeiten und unterstützt die deutschen

Visumbehörden bei ihrer Tätigkeit. Die Visa-

Warndatei hilft zu erkennen, ob jemand aus dem

terroristischen Umfeld nach Deutschland einrei-

sen möchte. Schließlich das „Gesetz zur Opti-

mierung der Geldwäscheprävention”, durch das

der Wirtschaftsstandort Deutschland wirksamer

vor Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung

geschützt wird. Mit diesen Maßnahmen werden

den Sicherheitsbehörden die notwendigen In-

strumente an die Hand gegeben, um Terrorplä-

ne aufzudecken. Sie werden auch künftig in der

Lage sein, Terroristen mit wirksamen Mitteln

entgegenzutreten. Deutschland ist ein weltoffe-

nes Land. Wer aber unserer Gesellschaft feind-

lich gesinnt ist, gegen den wird auch in Zukunft

mit aller Härte vorgegangen.

Deutschland bei der Wettbewerbsfähigkeit

unter den besten Zehn

Im aktuellen Wettbewerbsfähigkeitsreport des

Weltwirtschaftsforums belegt die Bundesrepublik

Rang 6 von 142 untersuchten Ländern. Die

deutsche Wirtschaft profitiert dabei vor allem

von einer außergewöhnlich guten Infrastruktur,

hier erreicht die Bundesrepublik den zweiten

Platz. In den Feldern „Entwicklungsgrad der

Unternehmen“ und „Innovationen“ steht

Deutschland auf Rang vier. Die Produktionsver-

fahren entsprechen dem neuesten Stand und

nicht einmal eine Handvoll Länder investiert

mehr in Forschung und Entwicklung.


